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Drogenpolitik in der Schweiz  
Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mitglieder der Schweizerischen Vereinigung Eltern gegen Drogen verfolgen mit grosser Besorgnis die Entwicklung der Drogenpolitik in der Schweiz, insbesondere die schrittweisen Legalisierungstendenzen von Cannabis. 
Respektierung von Volksentscheiden

Als höchster Volksvertreter erwarten wir von Ihnen, dass Sie die deutlichen Abstimmungsergebnisse der Schweizer Bevölkerung zur Droleg-Initiative (74% Nein-Stimmen) und zur Cannabisinitiative (63% Nein- Stimmen) respektieren. Denn die Bevölkerung hat diese klaren Entscheidungen zu einem Verbot des Anbaus, Handels und Konsums (Kiffen) aus Betroffenheit gefällt.
Auswirkungen des Drogenkonsums

Durch die Veröffentlichungen verschiedenster Studien über negative Auswirkungen des Kiffens auf die Hirnfunktionen und das Lernen (längere Reaktionszeiten, eingeschränkte Merkfähigkeit, gestörtes Kurzzeitgedächtnis, Konzentrationsschwäche, Zustände von Desorientiertheit, Verwirrtheit, Angst, Panik, Depressionen, Psychosen, Schizophrenien, Aggressionen und Gewalt) und die eigenen Erfahrungen vieler Bürger/-innen, konnte zum Glück in den letzten Jahren ein Trend gegen die Freigabe des Drogenhanfs beobachtet werden. 

Immer deutlicher zeigten sich die Folgen des Cannabiskonsums bei Schulversagen, Lehrabbrüchen, Arbeitslosigkeit und jungen IV-Rentnern. 
Wir fordern Sie auf, sich über die Anstrengungen und Massnahmen der Isländischen Regierung gegen den vor 20 Jahren ausufernden Drogenkonsum zu informieren. Ein Programm auch für die Schweiz?

Jeglicher Art der Verharmlosung des Drogenkonsums ist entgegenzutreten. 

Erschwerung der Polizeiarbeit

Unverständlicherweise verabschiedete das Nationale Parlament 2013 ein Gesetz, das den Besitz von 10 Gramm Cannabis als erlaubte, geringfügige Menge beurteilte. 
Wir beanstandeten damals diese Gesetzesbestimmung aus drei Gründen.

1. Zehn Gramm sind eine willkürliche Menge, welche je nach Höhe des THC-Gehaltes, also des Rauschgiftgehalts, bis zu 50 Joints ermöglichen.
2. Sie untergräbt das eigentliche Verbot des Cannabishandels, weil ein Dealer täglich mehrmals mit unter 10 Gramm ungestört seine illegalen Geschäfte tätigen kann. 
3. Die Polizei kann seither ihren Auftrag nicht mehr erfüllen, müsste sie sich doch lächerlich machen und mit einer Waage unterwegs sein. 
Deshalb erwarten wir, dass im bestehenden Betäubungsmittelgesetz diese unsinnige durch eine klare Bestimmung ersetzt wird. 
Hanfprodukte als Medizin und als Rausch-, resp. Suchtmittel

Wie bereits zu Zeiten des Platzspitzes in Zürich und des Kocherparks in Bern wird die Polizei absichtlich ausgeschaltet, damit der nächste Schritt zur Drogenlegalisierung vorbereitet werden kann. Die gleichen sogenannten Drogenfachleute, fast alles Ideologen aus der Zeit der offenen Drogenszenen, versuchen nun wie schon vor ca. 25 Jahren, Cannabis als Medizin anzupreisen. Dies, obschon bereits seit langem zum Beispiel Multiple Sklerose Patienten bei Verlangen Cannabismedikamente erhalten können.
Die Mitglieder der Schweizerischen Vereinigung verlangen Gesetze und deren Umsetzung zum Wohle unserer Kinder.
Eine andere «Schiene», um zur Cannabislegalisierung zu gelangen, sind die geplanten Versuche. Dass sogar Nationalfondsgelder für die Menschenversuche mit 12%-igem Drogenhanf gesprochen wurden, und den Teilnehmenden sogar der Führerschein belassen wird, kann aus Rücksicht auf die Bevölkerung nicht toleriert werden. 
Aus verschiedenen Berichten über Länder wie Colorado, welche aufzeigen, dass eine Cannabislegalisierung verheerende Folgen haben wie mehr Unfälle, mehr Spitaleinweisungen, mehr Kriminalität, muss der Bundesrat Konsequenzen für die Schweizer Drogenpolitik ziehen. 
Cannabidiol (CBD)
Wir verlangen vom Bundesrat, dass er die Erhöhung des erlaubten Rauschgiftgehalts von 0,3 % auf 1 % (EU Länder 0,2%) rückgängig macht, da diese Bestimmung für grosse Verwirrung und Rechtsunsicherheit führt. Auch soll er den wichtigen Art.11 des 1. Kapitels „Grundrechte“ der Bundesverfassung: „Kinder und Jugendliche haben Anspruch auf besonderen Schutz ihrer Unversehrtheit und Förderung ihrer Entwicklung“, ernst nehmen.
Die beispiellosen Werbekampagnen für das Tetrahydrocannabinol haltige, aber auch das Cannabidiol haltige Cannabis erschreckt uns Eltern. Es zeigt, wie dreist die Cannabislegalisierungslobby vorgeht: Sie nützen die Gesetzeslücke schamlos für ihre lukrativen Geschäfte aus, ködert Bauern mit hohen Verdiensten und bezeichnet sich als Retter der Staatsfinanzen und sogar der AHV.
Trotz mangelhaften Forschungsresultaten wird das CBD als «Wundermittel» gegen Epilepsie, Spasmen bei Multipler Sklerose, Schlafstörungen, Übelkeit und vieles mehr angepriesen. Dies, obschon in der Schweiz aus gesetzlichen Gründen keine spezifischen Heilversprechen abgegeben werden dürfen. Denn die medizinische Wirkung von CBD ist derzeit nicht gesichert. 

Da Cannabidiol Zigaretten gleich riechen und gleich aussehen wie die illegalen Joints, müssen diese als „Einstiegsdroge“ bezeichnet werden. Beim Rauchen von CBD Zigaretten wird je nach Anzahl das THC wirksam, mit allen den oben erwähnten negativen Folgen. Cannabidiol macht schläfrig, schwindelig und wirkt entkrampfend. Wir Eltern wollen nicht, dass unsere Kinder in solchen Dämmerzuständen das wahre Leben verpassen.

Die Fachstelle «Sucht Schweiz» äussert sich betreffend CBD folgender Massen: «Wir können noch sehr wenig über die Gefahren bei CBD-Konsum sagen. Das Rauchen ist jedoch aufgrund der krebserregenden Verbrennungspartikel stets ungesund».
Gegen das Rauchen von Zigaretten hat der Bund Millionen von Steuergeldern für Plakat und andere Kampagnen ausgegeben. Zu den grossen Gefahren betreffend der CBD-Zigaretten Boom erwarten wir Eltern von Ihnen, werter Herr Bundesrat, und vom Bundesamt für Gesundheit (BAG), dass Cannabidiol auf die Liste der rezeptpflichtigen Substanzen aufgenommen wird.
Zusammenfassend fordert die Schweizerische Vereinigung Eltern gegen Drogen:
Der Bundesrat:
1. Respektiert die Volksentscheide gegen eine Cannabislegalisierung vollumfänglich
2. Nimmt die gesicherten negativen Auswirkungen des Drogenkonsums (insbesondere auch Cannabis), aber auch positive Programme zur Bekämpfung des Drogenproblems (z.B. Island) als Grundlage für seine Drogenpolitik

3. Zieht die Konsequenzen aus den negativen Erfahrungen mit der Legalisierung (z.B. in Colorado) für die schweizerische Drogenpolitik

4. Lehnt die Erhöhung des THC-Gehaltes aus Jugendschutzgründen ab und orientiert sich an den Normen anderer europäischen Ländern
5. Schafft die unsinnige „10 Gramm Bestimmung“ ab und unterstützt die Polizeiarbeit

6. Tritt für eine klare Trennung von Cannabis für medizinische Zwecke auf Rezept und Cannabis als Rausch- und Suchtmittel ein
7. Bewilligt keine Menschenversuche mit dem Rauschgift THC 
8. Setzt sich für die Aufnahme von Cannabidiol auf die Liste der rezeptpflichtigen Substanzen ein 
9. Setzt alles daran, dass unsere Kinder und Jugendlichen von Staates wegen gegen Drogendealer geschützt werden, so dass sie in guter Gesundheit ihre Talente einsetzen und Träume verwirklichen können.
Wir danken Ihnen zum Voraus für eine Berücksichtigung unserer Anliegen und freuen uns auf Ihre Rückmeldung. 
Freundliche Grüsse, 
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